Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Januar 1961 

8 — 65304 — 4914/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat die 

Sechsundzwanzigste Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Wälzlagerstahl usw. — 1. Halbjahr 1961) 

am 23. Dezember 1960 erlassen. Die Verordnung ist am 30. De- 
zember 1960 im Bundesgesetzblatt Teil II Seite 2430 ver- 
kündet worden und mit Wirkung vom 4. Januar 1961 in Kraft 
getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) in der Fas- 
sung des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) einen Verordnungsentwurf nebst Begründung mit der 
Bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages nach § 49 
Abs. 2 des Zollgesetzes in der Fassung des Fünften Zollände- 
rungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671) 
herbeizuführen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Prä- 
sidenten des Bundesrates übersandt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Coethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Entwurf einer Sechsundzwanzigsten Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Wälzlager stahl usw. — 1. Halbjahr 1961) 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 728) in der Fassung des § 4 des Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundesgc- 
setzbl. II S. 751) verordnet die Bundesregierung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden ist, mit Zustimmung des Bundestages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1961 (Bundesgestzbl. 1960 II S. 2425) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1961 
wie folgt geändert: 

1. In der Vorschrift ln zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) erhält der Absatz 4 folgende Fassung: 

„(4) Wellbleche werden ohne Rücksicht auf das Herstellungsverfahren wie flache Bleche behandelt; dement- 
sprechend werden sie der jeweils in Betracht kommenden Tarifstelle zugewiesen." 

2. Nach der Vorschrift 5 zu Kapitel 73 wird als neue Vorschrift angefügt: 

„6. Zollkontingcnt der Tarifnr. 73.15. 

Der ermäßigte Zollsatz von 4 °/o des Wertes für Waren aus legiertem Stahl mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von 0,90 bis 1,15 Gewichtshundertteilen, an Chrom von 0,50 bis 2 Gcwichtshundertteilen, auch mit einem 
Gehalt an Molybdän von 0,50 Gewichtshundertteilen oder weniger (Wälzlagerstahl) der Tarifnr. 73.15 -B- 
IV-b-l (Anmerkung), 2 (Anmerkung), 3-a und b (Anmerkung) und B-V-a (Anmerkung) gilt für eine 
Gesamtmenge von 2500 t in der Zeit vom 1. Januar 1961 bis 30. Juni 1961. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu bestimmenden Zollstellen zulässig." 


3. In der Tarifnr. 73.08 (Warmbreitband usw.) wird am Schluß angefügt: 

Anmerkung zu Tarifnr. 73.08 - A - 1 

Warmbreitband in Rollen, nicht plattiert, mit einer Breite von weniger 
als 1,50 m, bis zu einer Gesamtmenge von 60 000 t in der Zeit vom 
1. Januar 1961 bis 30. Juni 1961 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig. 

4. In der Tarifnr. 73.15 (Qualitätskohlenstoffstahl) usw.) treten folgende Änderungen ein: 

a) In Absatz A - IV - b (Stabstahl usw., nur warm gewalzt usw.) wird angefügt: 

Anmerkung zu Tarifnr, 73.15 - A - IV - b 

Walzdraht, nur warm gewalzt, mit einem Durchmesser von 4,50 bis 13 mm 
und einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,60 bis 1,05 Gewichtshundertteilen, 
an Schwefel und Phosphor insgesamt von 0,05 Gewichtshundertteilen oder 
weniger, an Silizium von 0,10 bis 0,25 Gewichtshundertteilen an sonstigen 
Bestandteilen, ausgenommen Mangan, von 0,10 Gewichtshunderteilen oder 
weniger, bis zu einer Gesamtmenge von 4250 t in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1961 bis 30. Juni 1961 

! Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 

bestimmenden Zollstellen zulässig. 

b) In Absatz B - IV - b - 1 (Walzdraht) wird angefügt: 

Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - IV - b - 1 

Walzdraht aus Wälzlagerstahl, im Rahmen des Zollkontingents .... 
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c) In Absatz B - IV - b - 2 (Stabstahl usw.) wird angefügt: 

| Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - IV - b - 2 

I Stabstahl (einschließlich Hohlbohrerstäbe) aus Wälzlagerstahl, im Rahmen 
I des Zollkontingents 

d) In Absatz B - IV - b - 3 (Profile) wird anfügt: 

1 Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - IV - b - 3 - a und b 

i 

| Profile aus Wälzlagerstahl, im Rahmen des Zollkontingents 

e) In Absatz B - V - a (Bandstahl, nur warm gewalzt usw.) wird angefügt: 

Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - V - a 

Bandstahl nur warm gewalzt, auch entzundert (dekapiert), aus Wälzlager- 
stahl, im Rahmen des Zollkoniingents 


4 
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f) In Absatz B - VI - a - 1 (Elektrobleche, mit einem Ummagnetisierungsverlust usw.) wird angefügt: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - VI - a - 1 

Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt oder 
weniger je kg, unabhängig von ihrer Dicke, bis zu einer Gesamtmenge 
von 2500 t in der Zeit vom 1. Januar 1961 bis 30. Juni 1961 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig. 


frei 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vorn 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) und § 5 des Zolltarif- 
gesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. II 
S. 751) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sechsund- 
zwanzigste Verordnung über Zolltarifänderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Wälzlagerstahl usw. — 1. Halbjahr 1961) vom 
30. Dezember 1960 (Bundesgesetzbl. II S. 2430) 
außer Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Die Neufassung des Absatzes 4 der Vorschriften 1 n 
zu Kap. 73 dient der Klarstellung. Sie hat keine 
Auswirkung auf die Zollsatzlage. 

Zu § 1 Nr. 2 und Nr. 4 Buchstaben b bis e 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch für das erste Halbjahr 1961 ein Zollkon- 
tingent für Wälzlagerstahl zu dem ermäßigten Zoll- 
satz von 4 °/o des Wertes zugestanden. Die Höhe 
des Kontingents wurde auf 2500 t (zweites Halbjahr 
1960 2500 t) festgesetzt. 

Zu § 1 Nr. 3 

(1) Die Gemeinschaft ist noch immer nicht in der 
Lage, den Bedarf am Warmbreitband aus ihrer eige- 
nen Erzeugung zu decken. 

(2) Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat deshalb beschlossen, das 
Zollkontingent für Warmbreitband zu dem ermäßig- 
ten Zollsatz von 3 °/o des Wertes auch für das erste 
Halbjahr 1961 aufrechtzuerhalten. 

(3) Das Zollkontingent für die Bundesrepublik für 
das erste Halbjahr 1961 beträgt 60 000 t (zweites 
Halbjahr 1960 60 000 t). 

Zu § 1 Nr. 4 Buchstabe a 

(1) Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat der Bundesrepublik Deutsch- 


land auch für das erste Halbjahr 1961 je ein zoll- 
freies Kontingent für Spezialwalzdraht für die Auto- 
reifenindustrie in Höhe von 250 t (zweites Halbjahr 
1960 250 t) und für Spezialwalzdraht zur Herstel- 
lung von kaltgezogenem Federdraht in Höhe von 
4000 t (zweites Halbjahr 1960 3000 t) zugestanden. 

(2) Im Zolltarif können die beiden zollfreien Kon- 
tingente zu einem Gesamtkontingent in Höhe von 
4250 t zusammengefaßt werden, weil die analyti- 
schen Daten für den Spezialwalzdraht zur Herstel- 
lung von kaltgezogenem Federdraht die Daten für 
den Spezialwalzdraht für die Autoreifenindustrie 
einschließen. 

Zu § 1 Nr. 4 Buchstabe f 

(1) Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat beschlossen, das Zollkon- 
tingent für kornorientierte Elektrobleche auch im 
ersten Halbjahr 1961 beizubehalten. 

(2) Der Bundesrepublik Deutschland wurde für das 
erste Halbjahr 1961 ein zollfreies Kontingent in 
Höhe von 2500 t zugestanden (Jahr 1960 5500 t). 

Zu § 1 Nr. 2 bis 4 

Durch die vorliegende Verordnung wird der Be- 
schluß des Ministerrates der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl vom 11. Oktober 1960 
für die Bundesrepublik Deutschland verwirklicht 
und der Deutsche Zolltarif 1961 entsprechend ge- 
ändert. 
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